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° ooooooooooooooooooooooooo —

Beklagte und Revisionsbeklagteo_g

Der 4„ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündw

liche Verhandlung am 44° Oktober 4970 durch

_
Bundesriohter

_ _
Dr„ E e k e r ,

' Bundesriohter M ü l l e r ,
“Bundesriehter Dr„ 8 t!; a u b,

Bundessozialriehter Dr° G a b e r und

s e n: Bundessozialriohter H a u

für Recht erkannt: _'“

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein«Westfalen vom 270Juni

1969 wird zurückgewiesen°_

Kosten sind nicht_zu erstatten°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


9..£...9.I.1...9L.9..._=_

Der Kläger begehrt eine höhere Rente wegen Berufsunfähigkeit

unter voller Anrechnung des Zeitraums vom 8. Oktober4957
bis zum 24. Juni 4945. in dem er bei der Deutschen Reichsbahn

beschäftigt war. Die Beklagte berücksichtigte diese — glaubhaft

gemachte —Beitragszeit nach 5 5 Abs. 4 Satz 4 der Versicherungs—
unterlagen—Verordnung (VuVO) vom 5. März 4960 idF der Änderungsw

Verordnung vom 22. Dezember 4965 nur im Umfang von fünf Sechsteln

(Bescheid vom 4. Juni 4968). ' ' '

Das Sozialgericht (SG) Duisburg hat der Klage stattgegeben (Urteil

vom 27. November 4968)‚ das Landessozialgericht (LSG) Nordrhein—
'Uéstfalcn hat sie dagegen abgewiesen (Urteil vom 27. Juni 4969).

„Das.Beschäftigungsverhältnis des Klägers hat nach der Auffassung

des LSG nicht ununterbrochen zehn Jahre gedauert. Der Kläger
sei zwar erst am 24. März 4948 aus dem Dienst der Reichsbahn entm

lassen Norden, habe aber vom 25. Juni 4945 bis zum 26. September.

4947 oder 4. Dezember 4947 Wehrdienst geleistet und sich in Kriegs«

gefangcnschaft befunden. Wohl sei das Beschäftigungsverhältnis

durch die Einberufung zum Wehrdienst nicht gelöst worden (5 4 der;
Verordnung zur Abänderung und Ergänzung von Vorschriften des %

Arbeitsrechts vom 4. September 4959 _ vo 4959 _ BGBl I 4685 —
'

in Kraft seit dem 7. September 4959); dennoch habe es im Hinblick

auf die sozialversicherungsrechtlichen Auswirkungen eine Unter—

brechung erfahren.

Mit der Revision trägt der Kläger vor. der Gesetzeswortlaut sei ein—

deutig. Außer einer zehnjährigen ununterbrochenen Beschäftigung

bei demselben Arbeitgeber stelle er keine weiteren Voraussetzungen

auf. Aus der Wehrdienst— und Kriegsgefangenschaftszeit dürften
einem Versicherten keine Nachteile erwachsen.

Der Kläger beantragt, das Urteil des LSG aufzuheben und die Berufung

der Beklagten gegen das Urteil des SG zurückzuweisen. ' '
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Die Beklagte beantragt die Zurückweisung der Revision, L

Die Revision des Klägers ist unbegründet, '

Die streitige Beitragszeit künnte
nur dann in vollem Umfange

angerechnet werden, wenn in die zehnjährige ununterbrochene

Mindestdauer des Besehäftigungsverhältnisses bei demselben

Arbeitgeber (5 5 Abs, 4 Satz 4 Halbsatz 2 VuVO) die Zeiten des
Wehrdienstes und der Kriegsgefangensehaft des Klägers, die

im übrigen als Ersatzzeiten berücksichtigt sind, einbezogen

werden könnten, Dies ist, wie das LSG zutreffend angenommen

Dem Kläger ist allerdings einzuräumen, daß der Wortlaut der

hier angewandten VorsChrift die uneingeschränkte Beachtung

'
der genannten Zeiten zu rechtfertigen scheinto Nach 5 5 Abs° 4

_Satz 4 Halbsatz 2 VuVO werden die nicht nachgewiesenen Bei—

tragszeiten eines ununterbrochenen "Beschäftigungsverhält—

nisses" von mindestens zehnjähriger Dauer bei demselben

Arbeitgeber in vollem Umfang angerechnet° @4 Satz 4 und 2
VO 4959 bestimmte, daß durch die Einberufung zu einer Dienst“

leistung im Wehrdienst ein bestehendes "Beschäftigungsverhältm

nis" (Arbeits—, Lehrverhältnis) nicht gelöst wurde und die
beiderseitigen Rechte und Pflichten für die Dauer der Einbe!‘

fung ruhten° Es läßt sich deshalb die Meinung vertreten,„ßbi—

tragszeiten, die bei demselben Arbeitgeber vor und nach der

Einberufung zum militärischen Dienst zurückgelegt seien,

bildeten ein ununterbrochenes Beschäftigungsverhältnis,

wenn die Arbeit nach dem Kriege unverzüglich wieder aufge—
nommen worden sei° Wehrdienst und Kriegsgefangenschaft ver"
bänden hiernach die getrennten Beitragszeiten zu einer,Ein»
heit, Die kriegsbedingte Zwischenzeit würde als nicht gewesen

betrachtet° Bei dieser Auffassung verzichtet man sogar
auf das Erfordernis, daß der Beschäftigte während der zehn»
jährigen Mindestzeit stets der Versicherungspflicht in der

ii Rentenversicherung unterlag (vgl° Bundessozialgerieht —BSG«
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4/4 RJ 409/69 —,
Urteil vom 200 August 1970), Andererseits

_
besteht — soweit ersichtlich — Einigkeit darin, daß die Zeiten

des Wehrdienstes und der Kriegsgefangenschaft zur Deckung der

Zehnjahresspanne nicht herangezogen werden dürfen,

Etwas anderes ist insbesondere nicht daraus herzuleiten, daß

sowohl @ 5 VuVO als auch die VO 4959 den Begriff des Beschäfti—

gungsverhältnisses verwenden° Dieser Begriff wird in der Gesetzcsmf

sprache nicht einheitlich gebraucht und ist nicht eindeutig.

Nach der Rechtsprechung des 4. Senats des BSG (aaO) muß es sich nicht

— woran man denken könnte — um ein rentenversicherungspflichtiges.

wohl aber um ein sozialversicherungsrechtliches Beschäftigungsver—

hältnis gehandelt haben.Das arbeitsrechtliche Beschäftigungsver—

hältnis, das in erster Linie — wenn nicht ausschließlich — den

Gegenstand der VO 1959 bildete, könnte nur gemeint sein, wenn

sich hierfür triftige Gründe finden ließen. Dagegen spricht aber vor

allem, daß der Gesetzgeber in 5 5 VuVO eine rein sozialversicherungs—

rechtliche Angelegenheit, nämlich die Uiederherstdlung'verloren—

gegangcner Versicherungsunterlagen, geregelt hat. Die Vorschrift

ist überdies dem 5 49 Abso 2 Satz 4 des Fremdrentengesetzes (BBG)

nachgebildet, der seinerseits nicht nur die Beitragszeiten bei

einem fremden Rentenversicherungsträger (@ 15 BBG), sondern auch die
Zeiten einer „ nach Bundesrecht rentenversicherungspflichtigen —
in fremden Gebieten (tatsächlich) verrichteten Beschäftigung

(@ 46 BBG) umfaßt° Ein sehr gewichtiger Anhalt dafür, wie der
Gesetzgeber den Begriff des Beschäftigungsverhältnisses aufgefaßt

wissen will, ergibt sich aus der Begründung zum Entwurf des

Bentenversicherungs—Änderungsgesetzes (RVÄndG)„ Danach hatte es
"sich erwiesen, daß die bisherige Regelung in Verbindung mitdder

Handhabung in der Praxis bei Versicherten, die über lange Zeit?

räume hinweg bei demäelben Arbeitgeber tätig_waren, zu Härten

geführt" hatte° Die Härten sollten durch die Neuregelung unter Ansatz"

einer günstigeren Beitragsdichte beseitigt werden (BT—Drucks91V/

2572, So 28, S 4 zu Nr. 4). Der Gesetzgeber wollte hiernach die—
äenigen Beschäftigungsverhältnisse erfassen, die auf einer besonders
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engen, durch langjährige Eingliederung in einen Betrieb be— '

gründeten Beziehung zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern

'beruhten und allenfalls durch die üblichen Krankheits—,
Schwahgerschafts— oder ähnliche Zeiten gestört, aber nicht

\
einmal durch eine noch_so kurze Zeit der Arbeitslosigkeit

unterbrochen wurden, Nur in diesen Fällen ist es auch gerecht—
fertigt, eine volle Beitragsleistung zu hnterstellen, Ein rein ‘

' arbeitsrechtliches Beschäftigungsverhältnis, das sich nach der

Einberufung des Arbeitnehmers zum Wehrdienst in dem Fortbe—

stehen des Arbeitsvertrages — wenn auch unter Aufrechterhal—

tung arbeitsrechtlicher AnwartsChaften — erschöpfte, ist?

damitnicht vergleichbare""“"‘**-**9"
Dem Gesetzgeber waren die Unterschiede zwischen einem arbeits—'

rechtlichen und einem sozialversicherungsrechtlichen Beschäftim
gungsverhältnisähekannt° Hätte er mit den Vorschriften des

%49 Abs, 2 EEGund des %5 Abs, 4 VuVOdie Besonderheiten
der arbeitsrechtlichen Regelung im zweiten Weltkrieg durch

die VO 4959 sozialversicherungsrechtlich einéchließen

wollen, so wäre eine vom Üblichen abweichende Formulierung

zu erwarten gewesen°

NeSentliche Merkmale des sozialversicherungsrechtlichen Be—

schäftigungsverhältnisses, die insbesondere für die Frage einer

Unterbrechung oder eines Ausscheidens Bedeutung haben, sind‘

nach der ständigen Rechtsprechung des Reichsversicherungsamtee

(Nr, 2789 AN 4924, 84; Nr„54o2 AN 4927, 584; Nroöo6o AN 4957,
85, Nr, 5406 AN 4944, 86) und des BSG (BSG 3, Bo, 355 45, 450,
452; 45, 265, 264545, 65, 69; 46, 98, 404; 46, 289, 295, 294,
20, 6, 8) in aller Regel die tatsächliche Beschäftigung und

jedenfalls die effektive persönliche Abhängigkeit des Beschäftißz
ten° Diese äußert sich vornehmlich in der Eingliederung in

einen Betrieb, womit die-Verfügungsmacht (das Direktionsrecht.'

die Weisungsbefugnis) des Arbeitgebers verbunden ist, Ein

Beschäftigungsverhältnis kann zwar auch fortbestehen, wenn

eine Arbeitsleistung zeitwäilig nicht erbracht und kein Ent—
gelt gezahlt wird (BSG42, 490, 495, SozBNr, 49 und 45 zu
S 465 EVO, Nr, 6 zu s 495 a Evo)° Der Fortbestand setzt aber
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voraus, daß die Arbeitsunterbrechung nicht unverhältnismäßig lange

dauert und ihr Ende voraussehbar ist, die Beteiligten des Beschäfti—

gungsverhältnis von vornherein nach dem Ende der Arbeitsunterbrechung

fortsetzen wollen sowie die Verfügung3macü;des Arbeitgebers und

die Dienstbereitschaft des Arbeitnehmers während der Arbeitsunter—

brechung grundsätzlich bestehen bleiben° Trifft dies nicht zu‚ so

scheidet der Arbeitnehmer mit der Einstellung der Arbeit und dem

Fortfall des Lohnes oder Gehaltes aus dem sozialversicherungsrecht—

lichen Beschäftigungsverhältnis
aus, selbst wenn er arbeitsrechtlich

Kündigungsschutz und andere Vorteile genießto Ob ein Wehrdienst von abseh—

bar kurzer Dauer unbeschtlich wäre‚ kann offen bleiben„ Im allgemeinen

ist aber die Dauer des Kriegsdienstes nichtwim voraus abzuschätzen;

es ist auch nicht vorherzusagen, ob der Arbeitnehmer seinen i'-*-.rberj„ts--=

platz wird wieder ausfüllen können (BVA Nr‚r2562 AN 4947‚ 546, 547)0

Deshalb wird das sozialversicherungsrechtliche Beschäftigungsver—

hältnis durch Kriegsdienst gelösto

Dem Kläger erwachsen aus seinem.Wehrdienst und seiner Kriegsge—

fangencchaft keine unausgeglichenen Nachteile° Für die Erfüllung

der Whrtczeit wie auch bei der Rentenberechnung werden diese Zeiträume

ungnschmülcrt als Ersatzzeiten angerechneto Andererseits ist nicht ein“

zusehen‚ daß sich von allen im Gesetz vorgesehenen Ersatzzeiten

nur diejenige des militärischen oder militärähnlichen Dienstes und

der.Kricgsgefangenschaft (% 4254 Abs„ 4 Nr° 4 der Reichsversicherungs—
ordnung} auf die Anrechnung glaubhaft gemachter Beitragszeiten günstig

düsÜirken solle
,

' "' ' ' ?

Hiernach ist die Revision des Klägers zurückzuweiseno

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 des Sozialgerichtsgesetzeso
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